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Die EWG-Kommission ist gegenwärtig bemüht, eine 
U bersidit über alle Beihilfen mit Finanzdiarakter zu 
erstellen, die in den sedis Ländern der Gemeinsdiaft 
von der öffentlidien Hand gew ährt werden. Desglei- 
dien hat die Kommission im Einvernehmen mit den 
Regierungssadiverständigen für Ausfuhrsubventionen 
je  eine Arbeitsgruppe zur Prüfung von Maßnahmen 
der Ausfuhrfinanzieiung und dei anderen exportför- 
dernden Maßnahmen eingesetzt; in diesen Aussdiüs- 
sen sollen übrigens außer den Beihilfen mit Finanz­
diarakter audi die in den M itgliedstaaten der Gemein­
sdiaft gewährten indirekten Subventionen geprüft 
werden. Die Kommission w ill dadurdi in  die Lage ver­
setzt werden, möglidist^ bald zu entsdieiden, ob die 
bestehenden Beihilfen mit dem Gemeinsamen M arkt 
zu vereinbaren sind und ob ihre Harmonisierung 
zwedonäßig ist. Es w ird allerdings häufig übersehen, 
daß nad i A rtikel 92 Abs. 1 staatlidie oder aus staat- 
lidien M itteln gewährte Beihilfen, selbst wenn sie 
durdi Begünstigung bestimm ter Unternehmen oder 
Produktionszweige den W ettbewerb verfälsdien oder 
zu verfälsdien drohen, mit dem Gemeinsamen M arkt 
n id it etwa sdiledithin unvereinbar sind, sondern nur 
„soweit sie den Handel zwisdien M itgliedstaaten be­
einträditigen".

Die Auslegung dieser Bestimmung ist allein sdion 
deshalb außerordentlidi sdiwierig, w eil als „Handels- 
beeinträditigung" wohl nur eine Sdirumpfung des 
W arenaustausdivolum ens zwisdien den M itgliedstaa­
ten angesehen w erden kann. Ganz abgesehen davon, 
daß der Zwedc aller exportfördernden Maßnahmen ja  
gerade eine Ausweitung des W arenaustausdivolum ens 
ist, dürfte es außerordentlidi sdiwierig, wenn nidit so­
gar unmöglidi sein, selbst eine nadiweisbare Sdirump­
fung eindeutig bestimmbaren Ursadien zuzusdireiben. 
Es ist bisher audi trotz aller Bemühungen nodi nie

gelungen, die sogenannten „klaäsisdien", Exportförde­
rungsmaßnahmen anders als kasuistisdi gegenüber 
den „künstlidien“ abzugrenzen, weshalb erst kürzlidi 
eine angesehene W irtsdiaftszeitung resigniert festge­
stellt hat „no one, even the experts, can agree on 
w here the line is that separates subsidies from legi­
tim ate ,services‘ offered by governments to their 
exports, sudi as m arket information and the like“.^̂ )

Unter diesen Umständen wird mit praktischen Ergeb­
nissen der A rbeiten der EWG-Kommission in abseh­
barer Zeit wohl kaum zu redinen sein. In was für 
einer sdiw ierigen Lage sidi die O rgane der Gemein­
schaft gerade hier befinden, zeigt der Fall des italieni­
sdien Gesetzes Nr. 103 vom 10. 3.1955 betr. die „Ver­
gütung des Zolls und der anderen Eingangsabgaben 
auf Eisenhüttenerzeugnisse bei der Ausfuhr von daraus 
hergestellten Erzeugnissen der m edianisdien Indu­
strie", an dessen Unvereinbarkeit mit dem EWG-Ver­
trag kaum ein Zweifel möglidi ist. Trotzdem sind alle 
Bemühungen der EWG-Kommission, eine Abänderung 
dieses Gesetzes zu erreidien, bis je tzt vergeblidi ge­
blieben. Ein w eiterer hödist unerfreulidier Fall sind 
die italienisdien Beihilfemaßnahmen für die Land­
maschinen- und Traktorenindustrie, deren V ertrags­
widrigkeit ebenfalls außer Zweifel stehen dürfte. In 
einem anderen Fall ist es der Kommission dagegen 
gelungen, die französische Regierung verhältnismäßig 
sdinell zu einer Abänderung der vertragswidrigen 
V erordnung über steuerlidie Vorwegabsdireibungen 
vom 28. M ai 1959 zu veranlassen. N adi den bis­
herigen Erfahrungen wird es wohl nodi langer und 
geduldiger Bemühungen der Organe der Gemeinsdiaft 
bedürfen, um die M itgliedsstaaten zu einem einiger­
maßen Vertragstreuen V erhalten zu erziehen.

The Journal o i C om m erce vom  23. 1. 1961.
*2) Journal O ffic ie l d e  la  R épublique F rança ise vom  29. N ovem ­
b er 1959.

Absatzbemühungen auf Großmärkten
Prof. Dr. Reinhold Henzler, Hamburg

Bei den von der Bildung der EWG und der EFTA 
unm ittelbar betroffenen Unternehmungen tritt nadi 

langem und geduldigem Hoffen auf eine Annäherung 
der beiden W irtsdiaftsblöcke immer mehr das Bestre­
ben zutage, dem Auf und Ab der Chancen eines 
großen Europamarktes nidit länger tatenlos zuzusehen. 
In dem Grade, in dem sich die beiden Großmärkte als 
ein Riß bestimmter Unternehmungsmärkte erweisen, 
w ird in Unternehmungen, Unternehmungsgruppen, 
Branchen und V erbänden der W ille zu einer A rt Selbst­
hilfe entfadit mit dem Ziel, den Graben, den die Groß­
m ärkte durdi die Unternehmungsmärkte ziehen, zu 
überspringen.

P olitisch  verursachte M arktrisiken

N idit wenige Unternehmungen in der EWG und in der 
EFTA müssen, wenn der sogenannte Brückensdilag 
zwisdien den beiden Großmärkten n id it zustande

kommt, unter sonst gleidien Umständen beträditlidie 
Reduktionen ihrer bisherigen M ärkte und ihres Ab­
satzes in diesen M ärkten befürchten. Diese politisdi 
verursäditen  M arktrisiken der Integration wiegen in 
den Fällen besonders sdiwer, in denen die/betroffenen 
Unternehmungen aus irgendw eldien Gründen, etwa 
weil die Regierung eines Partnerlandes im W idersprudi 
zum Integrationsgedanken die eigene W irtschaft pro­
tegiert, keine oder nur geringe M öglidikeiten der 
Handelsumlenkung haben. Fälle dieser A rt sind so­
wohl im Bereidi der EWG wie dem der EFTA vorge­
kommen. Um deshalb von den eigenen, im „anderen 
Blodt" liegenden M ärkten nicht verdrängt zu werden, 
bemühen sidi Unternehmungen, die sich in einer sol- 
dien Risikosituation befinden, mit oder ohne Unter­
stützung der Regierung ihres Landes ihre marktp'oliti- 
sdien M ittel zu intensivieren oder neue einzusetzen. 
Dieser W ille wird in einer Reihe von Wirtschaftsbe-
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reid ien  durdi die E insidit verstärkt, daß das Tempo 
des ted in isd ien  Fortsdiritts, der für seine Auswertung 
erforderlidie K apitalbedarf und die Kapazitäten der 
M assenindustrien w eit über M ärkte w ie die EWG und 
die EFTA, die w ir heute nodi als Großmärkte anzu- 
spredien  pflegen, hinausdrängen.

V erb in du n g  d e r  A bsa tzm ärk te

Es sind vor allem die folgenden Maßnahmen von 
U nternehm ungen zu dem Zwedie ergriffen worden, 
ihre in der EWG, in der EFTA und zum Teil audi in 
D rittländern liegenden M ärkte zu verbinden;

Um die M arktdiancen und deren Veränderungen zu 
erkennen, sind sie dazu übergegangen, planmäßiger 
als b isher die einzelnen Teilmärkte im anderen Groß­
m arkt entw eder selbst, audi durdi Vertreter oder 
N iederlassungen oder Toditergesellsdiaften zu unter­
sudien  oder durdi M arktforschungsinstitute oder durdi 
halbstaatlid ie  Institutionen und Auslandshandelskam­
m ern untersuchen zu lassen. Auf Initiative mehrerer 
Regierungen sind in den Teilm ärkten von abgetrenn­
ten G roßm ärkten H andelsvertretungen, Kontaktstellen 
oder M arktstützpunkte eingeriditet worden; vereinzelt 
sind soldie Institutionen für Unternehmen versdiiede­
ner Länder tätig.

In V erbindung m it dieser Intensivierung der Markt- 
forsdiung oder audi unabhängig davon haben Unter­
nehm ungen, um einen traditionellen Markt innerhalb 
eines w erdenden Großmarktes zu erhalten oder um in 
dem  Großm arkt neuen Absatz zu erzielen, ihre W er­
bung in  diesem Großmarkt verstärkt. Zum Teil ge­
sd iieh t es in der Weise, daß sie — meist mit Unter­
stützung ih rer Regierung — Ausstellungs-, Messe- und 
ähnlidie Verkaufseinrichtungen beschicken; audi w er­
den imm er m ehr m ehrspradiige illustrierte Exportzeit­
schriften von Außenhandelsverbänden herausgegeben.

Um die Gefahr, von bestimmten Großmärkten ver­
drängt zu werden, zu mindern, sind in versdiiedenen 
exportorientierten  Ländern neue Institutionen zur Aus­
bildung von Exportkaufleuten, „Exportseminare", er- 
rid ite t worden, in denen die Teilnehmer u. a. über die 
W irtsd iaft der Importmärkte, über Marktforschung, 
über den H andelsverkehr mit marktwirtsdiaftlidi und 
planw irtsdiaftlid i orientierten Ländern, über die gründ- 
lid ie  V orbereitung von Exportreisen und Fremdspra- 
d ien  un terrid ite t werden.

A n passu n g  d er  W erbung, A usbau  des A bsatznetzes

W eil in V erbindung mit der Integration von M ärkten 
die Häufung von Angeboten und Nadifragen in der 
Regel die Transparenz der M ärkte mindert, sind U nter­
nehm ungen, deren Standort in einem anderen Groß- . 
m arkt oder in  einem Drittm arkt liegt, bestrebt, ihre 
W erbung m ehr als bisher dem anderen Markte anzu­
passen und einzufügen, sie m arktadäquater und damit 
untersdieidungskräftiger zu gestalten, sei es mit indi­
vidualisierenden M arkenzeidien („Europamarken“), mit 
G ütezeidien oder m it Q ualität verbürgenden Prove­
nienzangaben. Der V ersudi der W irtsdiaftspraxis, nidit

nur immer mehr Fertigerzeugnisse, sondern auch 
H albfabrikate und sogar Rohstoffe mit M arkenzeidien 
zu offerieren, w ird von der A bsidit gefördert, der mit 
dem W erden von größeren M ärkten verbundenen Ab­
nahme der Angebotstransparenz entgegenzuwirken. ■

Die Erfahrungen der letzten Jah re  haben gezeigt, daß 
die Gefahr für Unternehmungen, von ihren an fremde 
Blöcke angegliederten M ärkten verdrängt zu werden, 
um so geringer ist, je  leistungsfähiger ihr Verkaufs­
netz oder ihre Service-Organisation in dem fraglidien 
M arktgebiet sind. Um deshalb ihre Position in soldien 
M ärkten zu stärken, haben sie in soldien gefährdeten 
M ärkten ihre Beratungs-, Vertriebs- und Reparatur­
netze zu überprüfen und auszubauen begonnen. Soldie 
Anstrengungen haben bew irkt, daß in M ärkten, die 
ursprünglidi als sehr labil angesehen werden mußten, 
eine Verdrängung und Umlenkung n id it festzustellen 
ist. W o bisher eine eigene Verkaufsorganisation nidit 
bestanden hat und der Aufbau einer soldien zu zeit­
raubend und kostspielig wäre, hat sidi bisweilen die 
Kooperation mit der Verkaufsorganisation anderer Un­
ternehm ungen in dem M arktgebiet als vorteilhaft erwie­
sen. Für diese um ihre M arktposition sidi sorgenden 
Unternehmungen geht es darum, mit erfolgverspre- 
dienden M itteln der Qualitätskonkurrenz mutmaß- 
lidien Nachteilen aus einer künftigen Preiskonkurrenz 
zu begegnen.

E inkaufsverein igungen

Um sidi über die im größeren M arkt zahlreidier 
werdenden Angebotsm öglidikeiten orientieren und 
die günstigsten Besdiaffungsmöglidikeiten ausfindig 
m adien zu können, haben sidi Handelsunternehm un­
gen der gleidien Brandie in der EWG und in der EFTA 
zu Einkaufsvereinigungen zusammengesdilossen; eini­
gen von ihnen gehören audi Unternehmen von Dritt- 
m ärkten als M itglieder und Kunden an. Mit unkon­
ventionellen M itteln sind diese Zusammensdilüsse be­
strebt, die M itgliederbetriebe international enger zu­
sammenzuführen, ihre Position gegenüber den Liefer­
betrieben zu stärken, audi in der Zukunft den besten 
Lieferanten, unabhängig von seinem Standort, ausfin­
dig zu m adien und ihm über die Zollgrenzen hinweg 
Aufträge zu erteilen. In eigenen, von den Mitglieds­
unternehm en aller Länder besdiickten Sdiulungs- und 
Ausbildungslehrgängen wollen sie die Verbindung 
über EWG und EFTA hinweg festigen, das M arktver­
halten vereinheitlidien und die innerbetrieblidie Ra­
tionalisierung aktivieren.

P reispo litische M ittel

Je  mehr die Hoffnung, daß sidi die beiden W irtsdiafts- 
blödie in absehbarer Zeit einander annähern werden, 
abgenommen hat, um so mehr sind Unternehmungen, 
die ihren Absatz in einem abgegliederten M arkt erhal­
ten und möglidist steigern möditen, dazu übergegan­
gen, künftigen Zollerhöhungen sdion durdi entspre- 
diende Preisreduktionen in  der Gegenwart zuvorzu­
kommen. Je  stärker und sidierer ihr Absatz im eige­
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nen Binnenmarkt oder Großmarkt ist, je  günstiger die 
K onjunktur und je  rationeller der innerbetrieblidie 
Leistungsprozeß sind, desto eher können differenzierte 
Preise im Binnenmarkt und in den Exportmärkten an­
gestellt werden. Vieles spridit dafür, daß die Zeit für 
dieses preispolitische M ittel zur Exportförderung be­
sonders günstig ist.

M arktbearbeitung durch K on zern g lieder

Auch Unternehmungen, deren Standort in Drittmärkten 
wie den USA liegt, sind immer weniger geneigt, den 
beiden nebeneinander sich entwickelnden größeren 
M ärkten gegenüber untätig zu bleiben. Mit zum Teil 
auffallend hohem Kapitalaufwand erriditen sie in gün­

stiger Standortlage in  einem der beiden Großmärkte 
Produktionsuntem ehm en, deren Kapazität auf beide 
Großm ärkte zugesdinitten ist. In entsprediender 
W eise tritt bei Konzernen die A bsidit zutage, von der 
Konzernleitung aus beide M arktblöcke durdi die Kon­
zernglieder planmäßig und rationell zu bearbeiten.

Die gesam twirtsdiaftlidie Bedeutung dieser vielfälti­
gen Bemühungen der Unternehmungen, ihre in der 
EWG und in der EFTA liegenden Absatzmärkte zu 
integrieren, dürfte nidit zuletzt darin zu erblidjen sein, 
daß sie auf diese W eise im Rahmen der ihnen gegebe­
nen M öglidikeiten der w irtsdiaftlidien Provokation 
anderer, effektiv großer M ärkte durdi Überflutung mit 
billigen Erzeugnissen Vorbeugen.

Betriebsgröße und Unternehmungsform
Dr. Edgar, Castan, Hamburg

Die Bestrebungen zur Schaffung gemeinsamer 
M ärkte durdi Integration nationaler Volkswirt­

sdiaften werfen auch für den Betriebswirt neue Fragen 
auf. Zum Teil zwingen sie dazu, alte Probleme neu zu 
durdidenken. Die Vergrößerung der M ärkte b ietet der 
Unternehmung erhöhte Chancen, bedeutet zugleidi 
auch aber eine V ersdiärfung des W ettbewerbs, In 
n id it wenigen W irtsdiaftsbereidien, vor allem in der 
Industrie, dürfte sidi die Tendenz , zur Spezialisierung 
als Folge des Preisdrucks verstärken. Der höhere Spe­
zialisierungsgrad verringert die Elastizität der Unter­
nehmung, d. h. die Fähigkeit, sidi wediselnden Bedin­
gungen auf den mit der Unternehmung verbundenen 
M ärkten anpassen zu können. Zur Krisensidierung 
wird daher nodi stärker als bisher die „Zusammen­
fassung von Betrieben m it konjunkturabhängigen und 
konjunkturunabhängigen Erzeugnistypen der gleidien 
A rt zu einer Unternehmungseinheit" .angestrebt. Das 
hat eine Vergrößerung der Unternehmung zur Folge, 
worauf vor allem Henzler^) hingewiesen hat.

Spezialisierung bedeutet im W irtschaftsganzen eines 
gemeinsamen M arktes die Vergrößerung der Kapazi­
tä ten  an der einen Stelle und die Stillegung oder ge­
änderte Zweckwidmung von Kapazitäten an anderer 
Stelle. Steigende Produktivität und Vollbeschäftigung 
können auch Kapazitätserweiterungen ermöglichen, 
die nicht auf Kosten anderweitiger Kapazitätsein- 
sdiränkungen gehen. W adisende Kapazität erfordert 
eine Veränderung der Betriebsgröße, d. h. des durch 
investiertes Kapital und vorhandene Arbeitskräfte ge­
bildeten Leistungspotentials.

Die Tendenz zur größeren Unternehmung als Folge 
der Integration lenkt die Aufmerksamkeit auf die 
Frage, ob sich daraus auch W irkungen für die W ahl 
der Rechtsform der Unternehmung ergeben können. 
Die Beantwortung dieser Frage hängt davon ab, ob es
*) R einhold  H e n z l e r :  „U nternehm ung und M arktintegration", 
in: „Die U nternehm ung im  Spannungsfeld  der eu rop äisd ien  W irt­
sdiaft", hrsg. vo n  der D eu tsd ien  G e se llsd ia ft für B etriebsw irt- 
sd ia ft, B erlin  1960. »Die M arktunion. E ine b etr ieb sw irtsd ia ftlid ie  
W en d e“, K öln und O pladen  1958.

überhaupt Zusammenhänge zwischen Betriebsgröße 
und Unternehmungsform gibt und welcher A rt diese 
sind. Der vorliegende Beitrag geht von den in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehenden Rechts- 
forfnen und W irtschaftsbedingungen aus.

Z usam m enhänge zw ischen B etriebsgröße  
und V nternehm ungsform

Aus der Erkenntnis, daß die einzelnen Unterneh- 
mungsformen mit den verschiedensten wirtschaftlichen 
Inhalten gefüllt werden können, ha t die Theorie seit 
langem versucht, Unternehmungstypen zu bilden, die 
sich von dem äußerlichen M erkmal des Rechtskleides 
lösen. Die typologischen Untersuchungen, die vor 
allem m it den Namen Liefmann^), Lehmann^), Weisser"“) 
und Eisfeld^) verbunden sind, haben aber eine andere 
Fragestellung, als sie hier gefordert wird. Die Unter­
nehmungstypologie will Kriterien zur Gruppierung 
und System atisierung von Unternehmen finden, wobei 
sie die Rechtsform als zu äußerlich ablehnt. H ier geht 
es dagegen um den Nachweis von Beziehungen zwi­
schen wirtschaftlichen Bedingungen und rechtlichen 
Gegebenheiten.
Die Literatur enthält zahlreiche (wenn auch nicht 
immer ergiebige) Untersuchungen über die-V or- und 
Nachteile der einzelnen Unternehmungsformen. Man 
vergleicht die Möglichkeiten zur Aufbringung des Ka­
pitals, Haftungsverhältnisse, Organisation, Besteue­
rung und dgl. Hieran anschließend w ird gelegentlich 
nachzuweisen versucht, daß es enge Beziehungen zwi­
schen der Rechtsform und bestimmten wirtschaftlichen 
Tatbeständen gäbe. So hat z. B. Findeisen®) hinsicht-

Robert L l e f m a n n ;  „D ie U nternehm ungsforiaeu“, 2. A ufl.,. 
Stuttgart 1921.

Fritz L e h m a n n  : „R editsform en und W irtsd ia ftstyp en  der 
p rivaten  U nternelim ung“, M annheim —Berlin—Leipzig 1925.
*) Gerhard W  e i s s e r : .Form  und W esen  der E in ze lw irtscia f-  
te n “, Bd. 1, 2. A ufl. 1949.

Curt E i s f e l d :  „Zur Lehre v on  der G estaltung der U nter­
neh m un g“, in: „Zeitschrift für h an d elsw issen sd ia ftlich e  For­
schung", 1951.
*) Franz F i n d e  i s e  n : „Die U nternehm ungsform  als E entabili-  
tätsfaktor", Berlin 1924.
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